
 

Beschlussvorlage 
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Drucksache Nr. 007/FB1/2014/LP-VI 

 

 
Beratungsfolge Termin Behandlung 

Stadtrat der Großen Kreisstadt Eilenburg 14.07.2014 öffentlich 

 

 

 

Einreicher: Oberbürgermeister, Herr Wacker 

Betreff: Besetzung Stadtausschuss 

 

 
Beschlussvorschlag: 

 

1. Der  Stadtrat  der  Großen  Kreisstadt  Eilenburg  bestellt  

neben dem Oberbürgermeister als Vorsitzenden folgende Stadträte  

als Mitglieder und Stellvertreter in den Stadtausschuss:  

 

    Mitglied   Stellvertreter 

1. CDU   Hans Poltersdorf  Paul-Tilo Geißler 

2. CDU   Steffi Schober  Volker Krause 

3. CDU   Volker Enigk   Günter Petzold 

4. CDU   Mathias Gürke  Roman Treiber  

5. Die Linke   Jürgen Prochnow  Thomas Krönert 

6. Die Linke   Christiane Prochnow  Dr. Jürgen Clauß 

7. SPD   Torsten Pötzsch  Silvia Postel 

8. SPD   Rainer Weihmann  Dr. Dennis Heuer 

9. Freies Bündnis  Peter Burck   Dr. Reiner Dietrich  

10. Freies Bündnis  Ellen Häußler   Max Seehaus 

 

 

2. Der Stadtrat beruft folgende Personen widerruflich als beratende Mitglieder / 

sachkundige Einwohner in den Stadtausschuss: 

 

Matthias Vogt (CDU), Petra Herrmann (Die Linke), Jens Küster (SPD),  

Brigitte Sperling (FB). 

 

 

 

 

  

 

 

Wacker 

Oberbürgermeister
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Problembeschreibung/Begründung: 

 

Entsprechend § 4 der Hauptsatzung der Großen Kreisstadt Eilenburg wird als 

beschließender Ausschuss der Stadtausschuss gebildet mit dem Oberbürgermeister als 

Vorsitzenden, zehn weiteren Mitgliedern des Stadtrates und vier sachkundigen 

Einwohnern*. Für jeden Stadtrat ist ein persönlicher Vertreter zu bestellen. 

 

Dem Beschlussvorschlag liegen die der Mandatsverteilung im Stadtrat entsprechenden 

Besetzungsvorschläge der Fraktionen zu Grunde.  

 

 
* Sachkundige Einwohner können gemäß § 44 Abs. 2 SächsGemO widerruflich als beratende Mitglieder  

in Ausschüsse berufen werden – sie erhalten damit für den entsprechenden Ausschuss Teilnahme- 

und Rederecht, jedoch kein Antrags- und Stimmrecht. 

 

 

 

finanzielle Auswirkungen ja  nein  

  

 
 
 
 
 
 
 
 


